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Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 40. 


(Nr. 6161.) Geſetz, betreffend eine Aenderung des Geſetzes vom 14. September 1857. über 


den Gewerbebetrieb im Umherziehen in den Hohenzollernſchen Landen. 
Vom 7. Auguſt 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 10. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
H. 1. 
Der F. 3. des Geſetzes, betreffend den Gewerbebetrieb im m Umherziehen in 


185 e Landen, vom 14. September 1857. (Geſetz⸗ Samml. für 
1858. S. 9.) wird aufgehoben. 


§. 2. 
Unſer Finanzminiſter und Unſer Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 


Öffentliche Arbeiten werden mit der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes 
beauftragt. 


Urkundlich an Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Gaſtein, den 7. Auguſt 1865. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1865. (Nr. 61616163.) 116 (Nr. 6162.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13. September 1865. 


3 en | 
(Fr. 6162.) Geſetz, betreffend die der gemeinnützigen Aktien-Baugeſellſchaft zu Königsberg. 


i. Pr. zu bewilligende Sportel- und Stempelfreiheit. Vom 10. Auguſt 
1865. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 
verordnen, mit Zuſtimmung des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Der unter dem 4. Juli v. J. mit der Benennung: „Koͤnigsberger 
gemeinnützige Aktien⸗Baugeſellſchaft“ genehmigten Aktiengeſellſchaft wird hier⸗ 
mit die Sportel⸗ und Stempelfreiheit in dem Umfange bewilligt, wie dieſelbe 
den oͤffentlichen Armenanſtalten zuſteht. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Gaſtein, den 10. Auguſt 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Room, 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Fr. 6163.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Auguſt 1865., betreffend die Errichtung eines 
Handelsgerichts für die Kreiſe Barmen und Lennep mit dem Sitze in 
Barmen. N 


Ai Ihren Bericht vom 31. Juli d. J. genehmige Ich die Errichtung eines 
Handelsgerichts fuͤr die Kreiſe Barmen und Lennep. Daſſelbe ſoll aus einem 
Prafidenten und fünf Richtern nebſt drei Stellvertretern beſtehen, und feinen 0 
Sitz in Barmen haben. Mit dem Tage, an welchem das gedachte Handels- 
gericht in Thaͤtigkeit tritt, hört die bisherige Kompetenz des Handelsgerichts 
zu Elberfeld fuͤr die vorgenannten beiden Kreiſe auf, doch ſind die bei dieſem 
Gerichte zu jenem Zeitpunkte ſchon anhaͤngigen Rechtsſachen auch bei demſelben 
zu beendigen. 

Zur Ausführung dieſer Order, welche durch die Geſetz-Sammlung be⸗ 
kannt zu machen iſt, haben Sie, der Juſtizminiſter, das Weitere zu veranlaſſen. 


Gaſtein, den 12. Auguſt 1865. 
Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 6164.) 


de 


(Nr. 6164.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1865., betreffend die Genehmigung zur Emiſſion 
5 weiterer neuer Stammaktien bis zum Betrage von drei Millionen Thaler 
Seitens der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Naben von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. landesherrlich beſtaͤtigten 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden iſt, ihr Behufs Um⸗ 
baues und Erweiterung der Bahnhöfe auf der Strecke Coͤln⸗Herbesthal, Coͤln⸗ 
Rolandseck und Coͤln⸗Crefeld nebſt Legung des zweiten Geleiſes, ferner fuͤr Ver⸗ 
mehrung des Betriebsmaterials und für fonflige Ergaͤnzungs- und Erweiterungs⸗ 
bauten die Emiſſion weiterer neuer Stammaktien bis zum Betrage von drei 
Millionen Thaler zu geſtatten, will Ich zu dieſem Antrage hierdurch die Geneh⸗ 
migung mit der Maaßgabe ertheilen, daß die neu zu kreirenden Aktien zum Stimm⸗ 
recht in der Generalverſammlung erſt dann berechtigen, wenn ſie voll eingezahlt ſind, 
ſowie, daß die Geſellſchaft unter Ihrer Zuſtimmung den Zeitpunkt naͤher feſt⸗ 
ſetzt, von welchem ab die neuen Aktien an der Dividende Theil zu nehmen haben. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Gaſtein, den 14. Auguſt 1865. 


Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 6165.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft im Oelbachthale, Buͤrgermeiſterei Neukirchen, 
Kreiſes Solingen. Vom 14. Auguſt 1865. b 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund des Geſetzes vom 28. 
Februar 1843. $$. 56. und 57. und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Juli 
1853., was folgt: 
851. | 
Die Beſitzer der im Oelbachthale, Buͤrgermeiſterei Neukirchen, gelegenen, 
5 ; 155 26. Juli 1864. 
auf der zum Projekte des Waſſerbaumeiſters Wernekink vom 28, Jonna 1885, ge⸗ 
hoͤrigen Ueberſichtskarte mit einer roth punktirten Linie eingegrenzten Grundſtücke 
werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtuͤcke 
durch Ent⸗ und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 5 
(Nr. 61646165.) 116* Der 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 


$. 2. 


Die Genoſſenſchaft hat die planmaͤßige Herſtellung und Unterhaltung der 
Haupt⸗Ent⸗ und Bewaͤſſerungsgraͤben, der Stauvorrichtungen, ſowie die Aus⸗ 
tiefung des Oelbaches, wo dieſe erforderlich, zu bewirken. 

Die ordentliche Raͤumung — die auch die Beſeitigung der uͤberfluͤſſigen 
Stauvorrichtungen in ſich ſchließt — und Inſtandhaltung des Bachbettes iſt 
Sache der Adjazenten. 

Die Anlegung der kleineren Binnengraͤben, die Planirungs⸗ ıc. Arbeit ii 
Sache der einzelnen Beſitzer, die bei der Ausfuͤhrung die Anordnung des Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtehers zu beachten haben. 


H. 3. 


ö Die Beitraͤge der gemeinſchaftlichen Koſten werden von den Genoſſen 
nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen aufgebracht. Sollte ſich bei der 
Ausfuͤhrung der Arbeiten ergeben, daß eine zu dem Meliorationsverbande ge⸗ 
zogene Parzelle ganz oder theilweife keinen Vortheil von der Sache hat, fo 
ſcheidet die betreffende Flaͤche aus dem Verbande aus. N 

Streitigkeiten hieruͤber entſcheidet die Regierung und in der Rekursinſtanz 
der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung von 
Sachverſtaͤndigen, und hat der unterliegende Theil die Koſten des Verfahrens 
zu tragen. Der Antrag auf Ausſcheidung kann ſpaͤteſtens innerhalb Jahresfriſt 
nach Publikation des Statuts bei der Regierung angebracht werden. 


$. 4. 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers feſt. 


00 Die Berpflichtung zur Entrichtung dieſer Beiträge ruht auf den Grund⸗ 
uͤcken. 

Die Zahlung der Beitraͤge kann von dem Vorſteher in eben der Art, 
1 bei den offentlichen Abgaben zulaͤſſig iſt, durch Exekution erzwungen 
werden. et 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer eines verpachteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. 


H. 5. 


Die Anlegung der noͤthigen Gräben, Stauvorrichtungen ꝛc. muß jeder 
et ohne vorheriges Expropriationsverfahren geſtatten. 

benſo muͤſſen die vorhandenen Gräben und Stauvorrichtungen, ſoweit 

ſolche den Zwecken der Genoſſenſchaft dienen, der Genoſſenſchaft uͤberlaſſen 

werden. Entſchaͤdigung für entzogenen Grund und Boden wird nur ſoweit 

gewährt, als nicht durch das auf den Boͤſchungen wachſende Gras oder durch 
andere zufaͤllige Vortheile Erſatz gewaͤhrt wird. 8 

er 
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Der Grabenauswurf muß von den angrenzenden Beſitzern ohne Ent⸗ 
ſchaͤdigungsanſpruch aufgenommen werden und kann von ihnen beliebig benutzt 
werden. 

Den Beamten und Arbeitern der Genoſſenſchaft muß das Betreten des 
Terrains laͤngs der Genoſſenſchaftsanlagen geſtattet werden. 


$ 6. 


Die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft werden geleitet von einem Vor⸗ 
ſteher und zwei Schoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. — Dieſelben 
bekleiden ein Ehrenamt, und werden nur baare Auslagen aus der Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe erſetzt. ; 

Get 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen auf drei 
Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſenſchoͤffen. Bei der 
Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme. Wer mehr als zwei Morgen im 
Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, hat drei Stimmen, 
und ſofort fuͤr jede zwei Morgen mehr, Eine Stimme mehr. 

Zu Schoͤffen reſp. deren Stellvertretern koͤnnen nur Betheiligte, der Vor⸗ 
ſteher kann jedoch auch aus nicht betheiligten Einſaſſen der Buͤrgermeiſterei 
Neukirchen gewahlt werden. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und juriſtiſche Perſonen koͤnnen durch ihren geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehemaͤnner fuͤr ihre Ehefrauen mitſtimmen. 


Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 


j bande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 


kraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für die Gemeindewahlen 
zu beachten. Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter 
beſcheinigte Wahlprotokoll. 


8. 
Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Behoͤrden und Perſonen gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Plane zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 

b) die Beiträge und Leiſtungen nach den Beſchluͤſſen des Vorſtandes aus⸗ 
zuſchreiben, gegen ſaͤumige Genoſſen die adminiſtrative Exekution zu ver⸗ 
fuͤgen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
zu revidiren; | 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wiefenfchöffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 

x. 6165.) d) den 


dh den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die Grabenſchau im Fruͤhjahr und Herbſt mit den Schöffen ab⸗ 
zuhalten; f 
e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die 
Zuſtimmung der Wieſenſchoͤffen erforderlich, ſobald der Gegenſtand 
einen Werth von fuͤnf Thalern uͤberſteigt; 
) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


5 | In Behinderungsfaͤllen vertritt ein Wieſenſchoͤffe den Vorſteher. 


9. 
Der Vorſtand hat den Vorſteher in ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung zu unter⸗ 
ſtuͤtzen, insbeſondere: 
4) über die zu erhebenden Beiträge zu beſchließen, namentlich zu beſtimmen, 
% ob die Arbeiten in Entreprife oder im Tagelohn, oder ausnahmsweile, 
N wo dies thunlich, durch Naturalarbeit der Genoſſen ſelbſt auszuführen find; 
® 2) über Anleihen und 
3) über neue Anlagen zu befchließen; 


4) den Rendanten und Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kündigung an⸗ 
zuſtellen und deren Remuneration nach Anhörung der Generalverſammlung 


feſtzuſetzen; 
5) die zum Schutze der Anlagen erforderlichen Reglements zu berathen. 


Zu den Beſchluͤſſen ad 2. und 3. bedarf es der Genehmigung der Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf. 


$. 10. 


* Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu bewaͤſſern und muß fo waͤſſern, 
8 daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Ent⸗ 
und Bewäfferungsanlagen eigenmaͤchtig verändern. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſungen 
des Genoſſenſchaftsvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben 
mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 11. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes uͤber 
das Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 


ziellen 


. 


a er TVT. 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. eh 
Dagegen werden alle anderen, die gemeinfamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. Gegen 
die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung an gerechnet, bei dem Genoſſenſchaftsvorſteher angemeldet werden muß. 
an weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die 
oſten. 
Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
Die Mitglieder nebſt Stellvertretern fuͤr jedes derſelben werden von der General⸗ 
verſammlung auf drei Jahre gewaͤhlt. 
Waͤhlbar iſt Jeder, der in der Gemeinde Neukirchen zu den. öffentlichen 
Gemeindeaͤmtern waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht 
Mitglied des Verbandes iſt. 


§. 12. 

Der Wieſenvorſtand iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Landrathe, von der Regierung zu Duͤſſeldorf als 
Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche 
den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 

H. 13. 

Aenderungen dieſes Statuts koͤnnen nur mit landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. a 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. a 

Gegeben Gaſtein, den 14. Auguſt 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 


(Nr. 61656166.) (Nr. 6166.) 


En EN) 5 22 . 


(Ir. 6166.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1865., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Eisleben nach dem dortigen Bahnhofe der Halle-Nordhauſener Eiſenbahn. 


Messen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
von Eisleben im Mansfelder Seekreiſe des Regierungsbezirks Merſeburg nach 
dem dortigen Bahnhofe der Halle⸗Nordhauſener Eiſenbahn genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch der Stadt Eisleben das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht jur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. ; 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 


Gaſtein, den 14. Auguſt 1865. 
| Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


